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15, 6. 1933. Geſetz über die Beendigung der Amtszeit der Schiedsmänner „ 213 
27. 5. 1933. Verordnung über die Beſchäftigung von weiblichen Arbeitnehmern in Schankſtättenn. 213 
80, 5. 1933, Verordnung zur Regelung des ß 214 

2. 6. 1933. Polizeiverordnung über die öffentliche Ankündigung oder Anpreſſung von Mitteln oder Verfahren, die 
zur Verhütung, Linderung oder Heilung von Menſchen⸗ oder Tierkrankheiten beſtimmt ſin zd 215 
Belanntm een dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten We 


Mr. 13915.) Geſetz über die Beendigung der Amtszeit der Schiedsmänner. Vom 15. Juni 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


9 1. 
(1) Die Amtszeit der Schiedsmänner und ihrer Stellvertreter, die vor dem 13. März 1933 
gewählt find, endet mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes. 


(2) Die Neuwahlen haben unverzüglich ftattzufinden. Die nach Abſ. 1 Ausſcheidenden bleiben 
bis zur Beſtätigung der Neugewählten mit ihren bisherigen Rechten und Pflichten in ihrem Amte. 


§ 2. 
Dies Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 15. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Kerrl. i 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit ver- 
kündet. 


Berlin, den 15. Juni 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Ke Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 139 neg über die Beſchäftigung von weiblichen Arbeitnehmern in Schankſtätten. 
Vom 27. Mai 1933. 


Auf Grund des § 17 Abſ. 2 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 146) wird für das Land Preußen folgendes verordnet: 


9 15 
Wer vom 1. Juni d. J. ab weibliche Arbeitnehmer in Schankſtätten bei der Bedienung der 
Gäſte mit Speiſen oder Getränken beſchäftigen will, bedarf dazu der Genehmigung der Ortspolizei⸗ 
behörde. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 5. Juli 1933.) 
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8 2. 

Die vorſtehende Beſtimmung gilt weder für ordnungsmäßig betriebene Konditoreien noch 
für alkoholfreie Schankſtätten noch für Betriebe, in denen die weiblichen Arbeitnehmer neben der 
Bedienung der Gäſte gleichzeitig mit häuslichen Arbeiten beſchäftigt werden. Sie gilt ferner nicht 
für die Beſchäftigung von weiblichen Arbeitnehmern, die mit dem Erlaubnisinhaber in aufſteigender 
oder abſteigender Linie verwandt oder verſchwägert ſind. 


8 3. 

Die Vorſchriften des Abſchnitts III der Verordnung zur Durchführung des Gaſtſtättengeſetzes 
vom 18. Juni 1930 (Geſetzſamml. S. 117) in der Faſſung der Verordnung zur Abänderung der 
Verordnung vom 18. Juni 1930 zur Durchführung des Gaſtſtättengeſetzes vom 30. März 1933 
(Geſetzſamml. S. 106) bleiben unberührt. 


F 8 4. 
Inhaber von Schankſtätten, die weibliche Arbeitnehmer ohne die in den vorſtehenden Para⸗ 
graphen vorgeſchriebene Erlaubnis beſchäftigen, werden gemäß § 29 Ziffer 5 des * 
mit Haft und mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


Berlin, den 27. Mai 1933. 


Der . che Miniſter des . 
= drin g. 


(Nr. 13917.) Verordnung zur Regelung des Milchpreiſes. Vom 30. Mai 1933. 


Auf Grund des 8 5 Abſ. 1 Erſter Teil Kapitel II der Vierten Verordnung des E 
präfidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens 
vom 8. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 699) in Verbindung mit den Anordnungen Nr. 9 und 20 
des Reichskommiſſars für EE vom 19. Son und 29. Februar 1932 wird 
folgendes verordnet: 

Se 8 1. = 

In Abänderung der Verordnungen des Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe 
vom 1. Februar und 15. März 1932 (Geſetzſamml. S. 99 u. 146) werden die auf die Regierungs⸗ 
präſidenten übertragenen Befugniſſe zur Überwachung des Milchpreiſes für die Regierungsbezirke 
Aachen, Köln, Arnsberg, Minden und Münſter auf pen Regierungspräſidenten in Düſſeldorf 
übertragen. 

8 2. 
Die Verordnung tritt SC dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 30. Mai 1933. 


Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 


Der Kommiſſar des Reichs. 


In Vertretung: 
Claußen. 
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(Nr. 13918.) Polizeiverordnung über die öffentliche Ankündigung oder Anpreiſung von Mitteln oder 
Verfahren, die zur Verhütung, Linderung oder Heilung von Menſchen⸗ oder Tierkrank⸗ 
heiten beſtimmt ſind. Vom 2. Juni 1933. 
Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird 
für den Umfang des Preußiſchen Staatsgebiets folgendes verordnet: 


8 1. 

Die öffentliche Ankündigung oder Anpreiſung von Gegenſtänden, Vorrichtungen, Verfahren 
oder Mitteln, die zur Verhütung, Linderung oder Heilung von Menſchen⸗ oder Tierkrankheiten 
beſtimmt ſind, iſt verboten: 

1. wenn den Gegenſtänden, Vorrichtungen, Verfahren oder Mitteln beſondere, über ihren 

wahren Wert hinausgehende Wirkungen beigelegt werden, oder 

2. wenn die Art der Ankündigung oder Anpreiſung geeignet iſt irrezuführen, oder 

3. wenn die Gegenſtände, Vorrichtungen, Verfahren oder Mittel ihrer Beſchaffenheit nach 

geeignet ſind, die Geſundheit zu ſchädigen, oder 

4. wenn Mittel empfohlen werden, welche nur auf ärztliche, beim Gebrauch für Tiere nur 

auf tierärztliche Anweiſung verabfolgt werden dürfen. 


8 2. 

Der öffentlichen Ankündigung oder Anpreiſung der im § 1 bezeichneten Gegenſtände, Vor⸗ 
richtungen, Verfahren oder Mittel ſteht es gleich, wenn in öffentlichen Ankündigungen auf Druck⸗ 
ſchriften oder ſonſtige Mitteilungen verwieſen wird, die eine Ankündigung oder Anpreiſung dieſer 
Gegenſtände, Vorrichtungen, Verfahren oder Mittel enthalten. 


83. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung 
eines Zwangsgeldes bis zu 150 RM, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung von Zwangshaft 
bis zu zwei Wochen angedroht. 

8 4. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Gleichzeitig verlieren alle denſelben Gegenſtand behandelnden Polizeiverordnungen nach⸗ 
geordneter Behörden ihre Gültigkeit, ſoweit ſie ſich nicht auf den Verkehr mit beſtimmten, in 
Liſten aufgeführten Geheimmitteln und ähnlichen Arzneimitteln beziehen. 


Berlin, den 2. Juni 1933. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juni 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Kirchspiel Schöppingen für 
den chauſſeemäßigen Ausbau der Reſtſtrecke der Straße Schöppingen —Darfeld 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 23 S. 87, ausgegeben am 10. Juni 1933; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juni 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Kirchſpiel Haltern für den 
chauſſeemäßigen Ausbau der Verbindungsſtraße Flaesheim —WeſtrupSythen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 23 S. 87, ausgegeben am 10. Juni 1933. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin, > 
Verlag: R. von Deder’s Verlag, G. Schenck, Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
D b i G lung vermitteln nur die Poſtanſtalien (Bezugspreis 1,— RM. vierteljährlich); 
e 1 tönnen unmittelbar dom Se und durch den Buchhandel bezogen a 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 
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